
LANDKREIS GIESSEN
Der Kreisausschuss
Az.: 9 1 000-805
Sachbearbeiter: Thomas Euler
Telefonnummer: 0641/9390-1530

Vorlage Nr.: 001 6/2021
Gießen, den 1 5. Apri] 202]

"h~Beschlussvorlage des Kreisausschusses

Aufstellung einer Vorschlagsliste des Landkreises Gießen für die Wahl der

Beschluss-Antra

Der Kreistag beschließt für die Wahl der ehrenamtlichen Richterinnen und
Richter beim Verwaltungsgericht in Gießen für die Wahlzeit vom 1. Januar 2022
bis zum 31. Dezember 2026 die als Anlage beigefügte Vorschlagsliste mit
insgesamt folgenden 23 Personen:
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Beqründuna

Der Präsident des Verwaltungsgerichtes Gießen teilt mit Schreiben vom 8. April
202] mit, dass die Amtszeit der bei den Kammern des Verwaltungsgerichts Gießen
mitwirkenden ehrenamtlichen Richterinnen und Richter am 31 . Dezember 2021
endet. Er bittet darum, entsprechend der auch früher geübten Praxis eine
Vorschlagsliste der für die Zeit vom l .Januar 2022 bis 31. Dezember 2026 zu
wählenden ehrenamtlichen Richterinnen und Richter bis zum 31. August 2021 zu
übersenden.

Der Wahlausschuss hat festgelegt, dass der Landkreis Gießen eine Vorschlagsliste
mit

23 Personen

vorzulegen hat

Diese Vorschlagsliste muss bis spätestens bis zum 31. August 2021 gegenüber dem
Präsidenten des Verwaltungsgerichts Gießen vorgelegt werden.

Gemäß langjähriger Übung soll das Vorschlagsrecht der im Kreistag vertretenen
Fraktionen und Gruppen sich an der Sitzverteilung,des neuen Kreistages orientieren

Demnach sollten nach Hare-Niemeyer folgenden Fraktionen vorschlagen
rwaltunasaericht Gießen :

CDU-Fraktion: 6 Personen
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: 5 Personen
SPD-Fraktion: ' 5 Personen
fW-F.raktion: 3 Personen
AfD-Fraktion: l Personen
FDP-Fraktion: l Person
Fraktion Gießener Linke: l Person
Gruppe DIE PARTEI: l Person

Das gesetzlich vorgeschriebene Quorum ist fürjede einzelne Person zu erfüllen

Gemäß S 28 Satz 3 VWGO ist für die Aufnahme in die Liste ist die Zustimmung von
zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der Vertretungskörperschaft des
Landkreises, mindestens jedoch die Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl,
e rfo rderlich .

En-bloc-Abstimmung ist grundsätzlich zulässig. Soweit aber unterschiedliche Voten
zu den einzelnen Personen abgegeben werden sollten, müsste insoweit vorher
Einzelabstimmung beantragt werden. In diesem Zusammenhang wird auf den
beigefügten Aufsatz "Von den kommunalen Vertretungskörperschaften
aufzustellende Vorschlagslisten bei der Richterwahl"(Nr. 1 82 in DIE FUNDSTELLE
HESSEN 1 8/201 9) hingewiesen.

Bei der Aufstellung der Vorschlagsliste ist Folgendes zu beachten

] Die ehrenamtliche Richterin bzw. der ehrenamtliche Richter muss Deutsche
bzw. Deutscher sein. Sie/Er soll das 25. Lebensjahr vollendet und
ihren/seinen Wohnsitz .innerhalb des Gerichtsbezirks haben($ 20 VWGO).
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2 Personen, die vom Amt der ehrenamtlichen Richterin bzw. des
ehrenamtlichen Richters ausgeschlossen sind(S 21 VWGO) oder zu
ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern nicht berufen werden können($ 22
VWGO), sind nicht in die Vorschlagsliste aufzunehmen. In diesem
Zusammenhang wird besonders auf $ 22 Nr. 3 VWGO aufmerksam gemacht,
gegen den bei der Aufstellung früherer Vorschlagslisten immer wieder
verstoßen wurde. Nach dieser Vorschrift können Beamtinnen und Beamte
sowie Angestellte im öffentlichen Dienst, soweit sie nicht ehrenamtlich tätig
sind, nicht zu ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern berufen werden.
Gleiches gilt für andere im öffentlichen Dienst beschäftigte Personen.
insbesondere für Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit ($ 22 Nr. 4 VWGO).
Auch dürfen Richter, Mitglieder des Bundestages, des Europäischen
Parlamentes, der gesetzgebenden Körperschaften eines Landes(hier:
Hessischer Landtag), der Bundesregierung oder einer Landesregierung sowie
Rechtsanwälte, Notare und Personen, die fremde Rechtsangelegenheiten
geschäftsmäßig besorgen, nicht berufen werden.

3 Es empfiehlt sich, Personen, die die Berufung zum Amt der ehrenamtlichen
Richterin bzw. des ehrenamtlichen Richters nach $ 23 VWGO ablehnen dürfen

insbesondere also Personen, die bereits als Schöffen oder als andere
ehrenamtliche Richter, insbesondere als ehrenamtliche Richterin oder Richter
an einem Verwaltungsgericht sind, und Personen, die(im Zeitpunkt des
Wahltages) das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet haben -. vor ihrer
Aufnahme in die Vorschlagsliste zu befragen, ob sie von ihrem
Ablehnungsrecht Gebrauch machen. Wenn diese Frage bejaht wird, sollte von
einer Aufnahme dieser Personen in die Vorschlagsliste mit Rücksicht auf $ 24
Abs. l Nr. 3 VWGO(Entbindung vom Amt der ehrenamtlichen Richterin bzw.
des ehrenamtlichen Richters auf ihren bzw. seinen Antrag) Abstand
genommen werden. Ferner wird auf S 24 Abs. l Nr. 4 VWGO verwiesen: es
sollten deshalb keine Personen vorgeschlagen werden, die die zur Ausübung
des Amtes erforderlichen geistigen und körperlichen Fähigkeiten nicht mehr
besitzen.

4 Außer den in $ 28 Satz 6 VWGO vorgesehenen Angaben(Namen, Geburtsort.
Geburtstag und Beruf der/des Vorgeschlagenen) muss die Vorschlagsliste
auch die genauen Anschriften der vorgeschlagenen Personen enthalten. weil
diese sonst nicht ohne erhebliche Schwierigkeiten von ihrer Wahl verständigt
und zu den Senatssitzungen geladen werden können. Darüber sind auch die
privaten und/oder dienstlichen Telefonnummern und.eventuell auch E-Mail-
Anschriften, unter denen die Vorgeschlagenen zu erreichen sind für die
Aufnahme in die Vorschlagsliste sinnvoll.

5 Nach dem imJahre 2005 neu in das Gesetz aufgenommenen Absatz la des $
44 Deutsches Richtergesetz(DRAG) sollen darüber hinaus Frauen und Männer
in den Verfahren zur Wahl, Ernennung oder Berufung ehrenamtlicher Richter
angemessen berücksichtigt werden.

Die Aufstellung der Vorschlagslisten ist für die Kreistagssitzung am 21.Juni 2021
geplant. Es wird darum gebeten, Vorschläge mit den unter 4. vorgesehenen
Angaben bis spätestens l .Juni.2021 bei der Stabsstelle Kreisgremien und
Offentlichkeitsarbeit einzureichen. '
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Der Kreistag hatte in seiner Sitzung am 4.Juli 2016 Thomas Brunner, Nadeschda
Laudenschleger, Roswitha Lorenz, Karl-Heinz Funck, Gerald Dörr, Klaus-Dieter
Gimbel, Reinhard Peter, Mathias Fritz, Isabel de Jesus Domicke, Ursula Häuser, Birgit
Otto, Ulrich Salz, Uwe Schulz,.Wilfried Hermes, Ewa Wenig, Prof. Dr. Bernd Voigt,
Michael Sussmann, Reiner Dern, Frank Schulze und Marcus Link vorgeschlagen.

Sonstiges/Bemerkungen

Mitzeichnung

Kreisgremien und
affe ntlich keitsarbeit

Thoma(Euler

Sach b(arbeiterOrganisationseinheit
Thomas Euler

Leiter der
Organisationseinheit

Z
'Deze rn e nti n

Landrat

2

Zustim m u ng sve rme rk/Sichtve rme rk

Beschluss des Kreisausschusses
vom:
Die Vorlage wird mit Zusatzbeschluss
genehmigt - nicht genehmigt - zurückgestellt

Zur Beglaubigung

Beschluss des Kreistages
vom:
Die Vorlage wird - mit Zusatzbeschluss -
genehmigt - nicht genehmigt - zurückgestellt

Zur Beglaubigung



DerPräsidentdes
Verwaltungsgerichts Gießen " 1/

HESSEN

Verwaltungsgericht Gießen -- Oer Präsident
Marburger Straße 4. 35390 Gießen

Aktenzeichen: 1 220

Frau Landrätin
des Landkreises Gießen
Riversplatz 1-9

Dst.-Nr.: 0287
Bearbeiter/in: Frau Keiner
Durchwahl: 0641/934-43Q5

E-Mail: Verwaltung@vgqiessen.justiz.hessen.de

35394 Gießen Datum: 08.04.2021

:=B;:;;;==;=;=

Wahl der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter
Aufstellung der Vorschlagslisten (S 28 VWGO)

Sehrgeehrte Frau Landrätin

die Amtszeit der bei den Kammern des Verwaltungsgerichts Gießen mitwirken-
den ehrenamtlichen Richterinnen und Richter endet am 31 . Dezember 2021 .
Entsprechend der auch früher geübten Praxis darf ich Sie bitten. die filr den
Bereich des Landkreises Gießen zu erstellende Vorschlagsliste der für die Zeit
vom 1 . Januar 2022 bis 31 . Dezember 2026 zu wählenden ehrenamtlichen
Richterinnen und Richter bis zum 31. August 2021 zu übersenden.

Vorbehaltlich des Beschlusses des Ausschusses zur Wahl der ehrenamtlichen
Richter sollen 23..Eer$9nen in die Vorschlagsliste aufgenommen werden.

Ich bitte. bei der Aufstellung der Vorschlagsliste darauf zu achten. dass gem
$22VwG0 ' '

l Mitglieder des Bundestages. des Europäischen Parlaments, der gesetzge
benden Körperschaften eines Landes, der Bundesregierung oder einer
Landesregierung.

2. Richter.

3 Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst. soweit sie nicht ehrenamtlich
tätig sind.

4. Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit

.(p64 1) 934-0 . Telefax (0B41) 934-4324

Hinweise zum Da i) unten

Auf Wunsch wir dieb Informationen auch in

Marburger Straße 4 . 35390 Gießen

.i...;
Gllteslegel l
Familienfreundlichcri
Arbeitgeber
Landlfessen
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5. Rechtsanwälte. Notare und Personen. die fremde Rechtsangelegenheiten
geschäftsmäßig besorgen

nicht zu ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern berufen werden können

Die Vorschlagsliste soll außer dem Namen auch Geburtsort, Geburtstag und
Beruf des Vorgeschlagenen enthalten. Soweit die Vorgeschlagenen ehrenamt-
liche Kreisausschuss- oder Gemeindevorstandsmitglieder oder Mitglieder einer
Gemeindevertretung bzw. Kreistagsabgeordnete sind. wäre ich für einen ent-
sprechenden Hinweis dankbar.

Ich bedanke mich bereits jetzt für ihre Bemühungen

mit freundlichen Grüßen

und verbleibe

Präsident des Verwaltungsgerichts
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l Gemeinden. Kreise

Von den kommunalen VertretungskÖrperschaften
aufzustellende Vorschlagslisten bei der Richteiwahl

182

Nach $ 36 Abs. l des Gerichtsvedassungsgesetzes(GVG) stellen in jedem fÜnRen Jahr
die Gemeinden und Städte Vorschlaglisten fÜr Schönen auf. Für die Aufnahme in die

Liste ist die Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der Gemeinde-
vertretung/ Stadtverordnetenversammlung, mindestens jedoch der Hälße der gesetzli-
chen ZaH der Mitglieder erforderlich. Die jeweiHgen Regelungen zur Beschlussfassung
bleiben unberührt. Die Vorschlagsliste sol aUe .Gruppen der Bevölkerung nach Ge-
sdllecht, Alter Beruf und sozialer Stellung angemessen berücksichtigen. Die Gemein-
den und Städte machen die Hihi bekannt und die Gemeindevertretung/Stadtverord-
netenversammlung(fur die Schönen in allgemeinen, d. h. Strafsachen gegen Erwach-
sene) sowie die Jugendhilfeausschüsse(fÜr die Jugendschöüen) stehen aufgrund der
mitgeteilten Zahlen Vorschlagslisten mit mindestens der doppelten Zahl von Bewerbern
auf. Die Jugendhi16eausschüsse sind bei den Gebietskörperschaßen mit Jugendämtern -
ako Landkreisen und Städten über50.000 Einwohnern - angesiedelt. Die Vorschlagslis-
te werden ÖRentlich ausgelegt. Gegen einzelne Vorschläge kann jedermann Einspruch
erheben. Die SchöÜenwahlausschüsse -- unter dem Vorsitz eines Richters am Amtsge-
richt beziehungsweise eines Jugendrichters sowie unter BeteMgung eines Verwaltun8s-
beamten und sieben Vertrauenspersonen -- entscheiden über die Einsprüche gegen die
Vorschlagslisten und wählen die Schönen, die an den Amts- und Landgeridlten als
Haupt- und Hilßschöüen in Erwachsenen- und Jugendstrafsachen in denkommenden

fbnfJahren tätig werden sollen. Die gewählten Schönen werden aufmögliche Hinder-
nisse gegen ihre Wäh](zum Beispiel eventuelle Vorstrafen) ilberprüß und die Listen
der Haupt- und HilßschöÜen in allgemeinen und Jugendstraßachen an das jeweiHge
Gericht übersandt. Die Amts- und Landgerichte losen die ihnen zugewiesenen Haupt-
schöÜen auf alle Termine zur Hauptverhandlung der Geridite aus und fÜr die Hilß-
Schö6en Md är dic gesamte kommende Amtsperiode eine feste Reihenfolge ausgelost.

Ein ähnliches Verfahren -- allerdings auf"Kreisebene" -- gilt nach $ 28 Verwaltungsge-
richtsordnung(V;vlpGO) fÜr ehrenamtliche Verwaltungsrichter fÜr die hessischen Ver-
waltungsgerichte und den Hessischen Verwa]tungsgerichtshofin Kassel. Auch hier wäh-

len Richterwahlausschüsse aus den von den landkreisen und kreisßeien.Städten vorge-
Fst 18/201g



182 -- Gemeinden, Kreise H6

legten Vorschlagslisten Verwaltungsridlter aus. Diese Vorsclüagslisten werden von den
Kreistagen der Landkreise und den Stadtverördnetenversammlungen der kreis6eien
Städte in jedem fÜnRen Jahr aufgatellt.

Ein ähnliches Verfahren gilt nach $$ 14 a. Sozialgerichtsgesetz(SGG) auch fur die
Wähl von ehrenamtlidien Richtern fÜr die Kammern .Mr Angelegenheiten der Sozial-
hi16e und des Asylbewerberleistungsgesetzes an den hessischen Sozialgerichten und dem
Hessischen Landessozialgericht, denn auch hier müssen die Kreistage und die Stadtver-
ordnetenversammlungen der kreisäeien Städte Vorschlagslisten aufstellen.

Verfahren des Aufst.ellens der Vorschlagslisten Wahl oder Beschluss der
kommunalen Vertretungskörperschaft7
In der Tat ist es äußerst schwierig, das Aufstellen einer Vorschlagsliste durch kommu-
nale Vertretungskörperschaften sauber in eine rechtliche Kategorie einzuordnen. Es
verwundert deswegen auch nicht, dass die Kommentierung hier zu. unterschiedlichen
Ergebnissen kommt. Während Foersfemann und Wiegelmanni in ihren Kommentierun-
gen der AuHassung sind, es handele sich um eine schlichte Abstimmung, kommt Benne-
malzrr zu dem Ergebnis, es handele sich auch bei einem Beschluss über eine solche
Vorschlagsliste um eine Wahlhandlung mit der Këbisequenz, dass 5 5S HGO anwendbar

Zunächst sieht esbeim ersten Anschein dänach aus, weil es sich nada der Regelung
in $ 55 Abs. l HGO um mehrere gleichartige unbesoldete Stehen handelt, und deshalb
eilte WäH nach den Grundsätzen der Verhältniswahl durchgeHihrt werden müsste, wo-
bei ein besonderes Quorum von zwei Dritteln der anwesenden .uhd die Hälfte der ge-
setzlichen Zahl der Mitglieder der Vertretungskörperschaß verlangt wird.

Tatsächlich ist es aber so, dass eigens fur die Richterwahl eingesetzte Richterwahlaus-
schüsse die Wäh] der ehrenamtlidlen Richter aus den ihnen vorgelegten Vorschlagslis-
ten vomehmen, sodass der eigentliche Wählakt dort anzusiedeln ist. Die Aufstellung
der VorËchlagslisten ist als Beschluss im Sinne von $ 54 HGO zu betrachten, der unter
Berücksichtigung eines entsprechenden Quorums abzustimmen ist.

Das Verwaltungsgericht Frankfurt am Main urteilte am 25.05.2018 zu einer Vor-
schlagsliste für ehrenamtliche Verwaltungsrichter:

warer

i

}

;

f

" Wahlen im Sinne volt S 55 HGO sind aufdie Besetzung von Stellen gerichtet, wie da'
Wörf[atif von $ 55 .Abs. ] Salz ] FIGO zeiß. Bei der .Ailßahme {n die lbrsclzhgslßre
handelt H sich jedoch nicht um eine Stelle in diesem Sinne. Da' Beschluss tiber die

AufËteltungder Vorschlagsliste nach $ 28 VWGO stellt nur eitteAbstimmungder VëMe-
Utlgskörperschaß darüber dar, wer im anschließendeft VWahren nmh S 29 Abs. l
VWGO vom gemäß S 26 V3l'(;0 beim Merwalnngsjga'icht beste/rfelz Wahlausschuss
überhaupt gewählt werden kanu. Die eigentliche Walt zum ehrenamtlichen Richtet

etlfblgt daher erst durch den Wahlausschuss im Sinne von $ 26 VWGO. Die Außtellung

1 R)entermnn In: Gemeindeorganq S 1 61 und PWegelmann. S. 103.

2 ßennenunn In: Kommunalverfassungsredit Hessen - KVR Hq Kommentar zu S 55 HGO, Rn. 2g . Wiesbaden. AugtEt

Fst 18R019 /
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547 Gemeinden, Kreise -- 182

da UorsäZagslßte elweisf sich damit als bloße eine Wahl vorbaeitende liandZtin&
flight abn als Wahl selbst. Die in der Vorschlagsliste aufgenommene Person ,erhält
kdiglich eine Wahtchance, jedoch keinnlei lbmpetenzen, Funktionen oderÄmta bzw.
Rechte ada' Pßichtea' [. . .]'s

Damit ist geklärt, dass keine WäH nach $ 55 HGO, sondern eine Abstimmung nach
$ S4 HGO bei der AuËsteUung von Vorschlagslisten Hr ehrenamtliche Richter anzuwen-
den ist. Diese Vorschriften gelten auch nach S 32 Hessische Landkreisordnung(HKO)
fur die Kreistage und die dort auEustellenden Vorschlagslisten.

Geregelt ist in den eingangs erwähnten VorschriRen, dass ftlr die Au6iahme in die
Vorschlagsliste die Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der Ver-
tretungskörperschaR, mindestens jedoch der Hälße. der gesetzlichen Mitgliederzahl der
Vertretungskörperschaß erforderlich ist.

Diese gesetzlichen Regelungen schreiben nicht vor, nach welchen Grundsätzen und
welcher äußerlichen Form die kommunale Vorschlagsliste aufzustellen ist.4

Die 7. Kammer des Verwaltungsgerichts Frankfurt am Main wäl aber in einer einst-
weiligen Anordnung vom 05.03.2019 erkennen, dass Rlr die Aufnahme in die Vor-
schlagsliste Einzelabstimmungen durchzuführen sein sauen. Sie leitet dies in ihrer Be-
gründung aus dem Wortlaut und aus dem angeblichen Sinnzusammenhang des $ 28
VWGO her wonach dië Abstimmung über die aufdie Vorschlagsliste auf2unehmenden
Personen personenbezogen sein muss und nicht ]istenbezogen erfolgen darf. Es wider-
spräche Sinn und Zweck der AusWahlvorschriRen, wenn die von der VertretuHgskör-
perschaft aufäustellende Vorschlagsliste sich nicht von der mehrheidichen Zustimmung
zu einer Person ableitete, sondern nur durch die Zustimmung zu einer Liste mit.bereits
vorausgewählten Personen abgesegnet wäre:s

"Dem Anhagsgegtia [Anmerkung: ein hessischer Kreistags wird im Wege der einqtwei-
!iren Anordttuttgau#gegeben, über dieAufsteltungder Vorschlagslisteßir die ehi:enamt-
tichen VenMpatmngsrichtn beim Verwainngsgericht Ftankfiin am Mailt ßlr die Wahl-
periode 01.04.2019 bis 31.03.2024 erneut zu beschlie$ett und dabä üba die Außiahme
ärger Person in die Vorschlagsliste hdi'yiduetl abzwtimmen u?td nur solche Personen

in die Vorschlagsliste au$unehmen, deren Außiahme der Antragsgegner individuell
zllgesämmt hat."

Der Sinn dieser einstweiligen Anordnung kann nicht nachvollzogen werden und es
bleibt zu hoaeü, dass dies im Hauptsacheverfahren wieder korrigiert wird, denn sonst
wären bei einer 62 Personalvorschläge umfassenden Vorschlagsliste insgesamt 62 Ein-
zelabstimmungen unter jeweiliger Berechnung des geforderten Quorums erforderlidi.
Das ist keinesfalls sitzungsökonomisch und kann vor dem Hintergrund, dass die eigent-

3 VG Rankftirt am Main. Urt.ü. 25.05.2018 - K 36SI/16.E

4 S:hne/faibac#. NVWZ 1988, 703. 704.

5 VG Ranklurt am Mah. Beschl. v. 05.03.2019 - 7 L 541/1 9.F und unter Hinweis Im Ergebnis auf .Södan2hkoH VWGO
20t8. $ 28 Rn. 7.

Fst lw019
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182 -- Gemeinden, Kreise 548

]idie Hihi erst später bei den Ridlterwahlausschtissen erfolgen wird, keinesEäHs Sinn
der Vorschriß sein.

Selbst in einer zusammengefassten Abstimmung über die Aufnahme von Personen
in eine Vorschlagsliste, die zuvor in einer Liste zusammengefasst wurden, handelt es

didi um eine Bündelung von Einzelabsümmungen in eher Abstimmungshandlung.
Dies ist a]]ema] verfährensökonomisch und dieses Verfahren kann man akzeptieren. Es
besteht aber auch die Möglichkeit fur Einwände, denn sollte einer oder sollten mehrere
der Mitglieder der Vertretungskörperschaft oder gar eine Fraktion Bedenken äußern
und Einzdabstimmung beantragen, dann wäre dem stattzugeben. Sollten weitere Per-
sonalvorschläge eingereicht werden, wäre auch über diese abzustimmen.

Das Argument, eine Liste mit vorausgewählten Personen würde lediglich "abgeseg-
net'. greif deshalb nicht, weil auch die Fraktionen bei ihren Vorschlägen sten ,voraus-
wählen' und nur die ihnen genehmen Kandidaten benennen.

!.

Keine Einigung auf einheitliche Liste

(Jblidierweise schreiben die Gerichte die VertretungskörperschaRen im fÜn$ährigen
Abstand an und bitten um dic Erstellung einer Vorschlagsliste mit einar zuvor Ewtgeleg-
ten Anzahl von Personen mit den ge6ordqrten Angaben und der Bestätigung, dass jc-
weilsdas er6orderlicheQuorumerfÜUt ist. ' ' '' '

In der Regel wird aufder Basis der Sitzverteilung in der Vertretungskörperschaß nach
rc-Niemeyer die Anzahl der den Fraktionen jeweils zustehenden VorscHagsplätze

errechnet. Die Fraktionen werden um Besetzungsvorschläge gebeten. Danach Md von
der Verwaltung nach Eingang der Vorschläge eine entsprechende Gesamtliste zusam-

mengestellt und der Vertretungskörperschaß zur Abstimmung vorgelegt. Wenn nie-
mand widerspricht, werden keine Einzelabstimmungen, sondern Md eine Gesamtab-

Sdiriebcne Quorum zustande gekommen ist. Die Liste wird anschließend der jeweils
an6otdernden Stelle übermittelt. '

Das vorgeschriebene hohe Quorum ist deshalb vorgesehen, weil den vorgesd)lagenen
Personen gegenüber ein hohes Vertrauen ausgesprochen werden soU.

Nun kann es durchaus vorkommen, dass bei Personen, die von radikalen oder extre-
men Parteien vorgeschlagen werden, dieser hohe.Grad an Vertrauen durch die Vertre-
tungskörperschaft nicht entgegengebracht wird.

Für den Fall müssten Einzelabstimmungen oder Abstimmungen Blöcken beantragt
und durchgeHhrt werden. ' ''

Anstelle von denjenigen Personalvorschlägen, die das geforderte Quorum dann nicht
erreicht haben, können Nachbenennungen vorgenommen werden, über die dann audi
abzustimmen wäre.

Dabei kann es vorkommen, dass die Vorschlagsliste zu viele oder zu wenige Kandida-
ten enthält Das ist aber deshalb nicht tragisch, da die Gedichte ohnehin ein VielEadies
an Kandidaten auf den Vorsdllagslisten vordem, damit die Richterwahlausschüsse die
Möglichkeit der(Aus-)Wahl haben.
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Wie gestaltet sich der Rechtsschutz?

Bei der ordentlichen Gerichtsbarkeit kann nach $ 37 GVV gegen die Vorsdüagsliste
binnen einer Wodle, gerechnet vom Ende der Auflegungshist, schrifUich oder zu Proto-
koH mit der Begründung Einspruch erhoben werden, dass in die Vorschlagsliste Perso-
nen aufgenommen sind, die nacht 32 GVV nicht aufgenommen werden durften oder
nach den S$ 33, 34 GVV nicht aufgenommen werden sollten.

Diese Möglichkeit gibt es bei der Verwaltungs- und Sozialgerichtsbarkeit nicht Da-
her gelten hier nur die Rechtschutzmöglichkeiten der HGO:

Wenn der Beschluss der Gemeindevertretung/Stadtverordnetenversammlung das
Recht verletzt, muss der Bürgermeister nada $ 63 Abs. l Satz l HGO dem Beschluss
widersprechen. Der Widerspruch muss unverzüglich, spätestens innerhalb von zwei
Wochen nach der Beschlussfassung gegenüber dem Vorsitzenden der Gemeindever-
tretung/dem Stadtverordnetenvorsteher ausgesprochen werden und hat aufschie-
bende Wirkung. (über die strittige Angelegenheit ist in einer neuen Sitzung der
Gemeindevertretung/Stadtverordnetenversammlung, die drei Tage nach der ersten
liegen muss, nochmals zu beschließen. Verletzt auch der neue Beschluss das Recht,

muss der Bürgermeister innerhalb einer Woche nach der Beschlussfassung gegen-
über dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung/dem Stadtverordnetenvorsteher
beanstanden. Die Beänstandung ist schrifUich zu begründen und hat ebenfalls
aufschiebende Wirkung. Für das weitere Verfahren gelten die Vorschriften der
Verwaltungsgerichtsordnung mit der Maßgabe, dass kein Vorverfahren stattfindet.
Dasselbe gilt gemäß $ 34 HKO auch auf Kreisebene, wobei der Landrat einem
rechtswidrigen Beschluss des Kreistages widersprechen beziehungsweise im weiteren
Verfahren beanstanden mtlsste.

Wenn der Bürgermeister es unterlässt, einem rechtswidrigen Beschluss zu widerspre-
chen, geht diese Pacht nach S 63 Abs. 4 HGO auf den Gemeindevorstand/Magistrat
(bei Landkreisen nach $ 34 Abs. 4 HIK): den Kreisausschuss) über. Die Frist beginnt
mit dem Ablauf der Bürgermeister-Frist. Hier könnten die Beigeordneten, die der be-
schwerten Fraktion nahestehen, initiativ werden.

Auch die Aufsichtsbehörde kann navi $ 138 FIGO Beschlttsse der Vertretungskörper=
schaft, die das Recht verletzen, innerhalb von 6 Monaten nach der Beschlussfassung

aufheben und verlangen, dass Maßnahmen, die aufgrund derartiger Beschlüsse gefasst
worden sind, rückgängig gemacht werden.

Eine Rechtsverletzung ist jedoch' nur gegeben, wenn das Beschluss- oder Abstim-
mungsverfahren nicht gesetzeskonßorm zustande gekommen ist oder wenn Personen,
die nicht hätten aufgestellt werden dünen, sich aufder VorsdÜagsliste beenden.

Die Möglid)keit eines Widerspruchs des Bürgermeisters, weil der Beschluss der Ge-
meindeverüetung/Stadtverordnetenversammlung nach $ 63 Abs. l Satz 2 HGO "das
Wohl der Gemeinde/Stadt gefährdet: kann hier nicht greifen, weil selbst durch Verfäh-
rens6ehler niemals das Wohl des Gemeinwesens gefährdet sein kann.

Darüber hinaus kann beim Verwaltungsgericht von den Betrogenen Feststellungs-
klage erhoben werden.

.1

Fst 18n019



B

183 -- Öffentlicher Dienst 550

Da es sich bei der Aufste]]ung der VorsdÜags]iste ufn .keine Wäh] handelt, finden die
Regelungen zum WäHprü&erfähren keine Anwendung. --(te)

fundstelle He 201g/182
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